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Das „Zoologische Forschungsmuseum Alexander 
Koenig“, so die of  zielle Bezeichnung, ist (seit 1949) 
ein Forschungsinstitut der Leibniz-Gemeinschaft und 
gehört zu den größten naturkundlichen Sammlungen 
Deutschlands. Über 100  Mitarbeiter, Diplomanden 
und Doktoranden betreiben hier weltweit bekannte 
und anerkannte zoologische Grundlagenforschung. 
Außerdem vermittelt das Museum, vor allem durch 
seine Großdioramen, einem breiteren Publikum, 
Kindern und Schulklassen zumal, einen lebendigen 
Eindruck von den Lebensräumen der Erde. Begrün-
det wurde das Museum von 
Alexander Koenig (* 1858 
in Sankt Petersburg; + 1940 
Klocksin, Mecklenburg), ei-
nem reichen Bonner Privat-
gelehrten, dessen zoologi-
sche Sammlung zum Teil im 
Museum noch zu sehen ist.  

Doch hat das imposan-
te Sandsteingebäude am 
nördlichen Ende der Bon-
ner Museumsmeile an der 
Adenauerallee auch einen 
Platz in der Rechtsgeschich-
te: Am 1. September 1948 
fand hier die Eröffnungs-
freier des Parlamentarische 
Rates statt. Der Lichthof im 
Mittelteil des Museums, der 
sich über alle Stockwerke 
erstreckt (heute der Raum mit 
dem großen Savannen-Diorama), bot den geeigneten 
Rahmen für den feierlichen Beginn der Beratung des 
Grundgesetzes.1 

Die Vorgeschichte ist bekannt: Nach 1945 waren in 
den einzelnen Besatzungszonen demokratisch verfas-
ste Länder entstanden. Doch ob und wie es mit einem 
Deutschen Gesamtstaat weitergehen könnte, war in 
den Jahren 1946 und 1947 immer ungewisser und eine 

*  Der Autor ist Professor an der Rheinischen Friedrich-
Wilhelms-Universität Bonn, Institut für Deutsche und 
Rheinische Rechtsgeschichte.
1  Michael F. Feldkamp, Der parlamentarische Rat 1948-
1949:die Entstehung des Grundgesetzes, Göttingen 1998, 
S. 44-46 zur Eröffnungsfeier und passim
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gemeinsame Deutschlandpolitik der westlichen Be-
satzungsmächte mit der Sowjetunion immer schwie-
riger geworden. Seit Frühjahr 1948 (Konferenz von 
London) strebten die Westmächte die Gründung eines 
westdeutschen Staates an, und mit der Währungsre-
form im Juni 1948 und der Berlin-Blockade durch die 
Sowjetunion (seit dem 24. Juni 1948) war vollends 
klar, dass es einen demokratischen deutschen Staat, 
der die Länder der sowjetischen Besatzungszone ein-
geschlossen hätte auf absehbare Zeit nicht geben wür-
de. In dieser Situation hatten die Westalliierten die 

Ministerpräsidenten der 
Länder ihrer Zonen („Tri-
zonesien“ nannte man das 
in einem Karnevalsschla-
ger dieser Zeit) im Som-
mer 1948 beauftragt, eine 
verfassungsgebende Ver-
sammlung einzuberufen: 
den Parlamentarischen 
Rat. Er setzte sich zusam-
men aus 65 Abgeordneten 
der Länder der westlichen 
Besatzungszonen und 5 
nicht stimmberechtigten 
Mitgliedern aus West-
berlin. Für je 750.000 
Einwohner war von den 
jeweiligen Länderparla-
menten ein Abgeordneter 
gewählt worden. CDU 
und SPD waren mit je 27 
Abgeordneten gleich stark 

vertreten, die FDP (damals noch ohne Punkte) mit 5, 
die KPD, das Zentrum und die Deutsche Partei mit je 
zwei Abgeordneten. Diese 70 Männer und Frauen be-
rieten in den folgenden Monaten das „Grundgesetz“. 
Von einer „Verfassung“ wollte man nicht reden, das 
hätte zu endgültig geklungen, und man betonte auch 
in der Feierstunde im Museum Koenig das Vorläu  -
ge der Verfassung – bis zur Wiedervereinigung. Dass 
Bonn der Sitz des Parlamentarischen Rates wurde, 
verdankte sich eigentlich einer Art „Zonenproporz“. 
Nachdem die ersten Konferenzen, die zur  Bildung 
des neuen Staates führen sollten, in der Amerikani-
schen (Frankfurt und Herrenchiemsee) und Franzö-
sischen Zone (bei Koblenz) stattgefunden hatten, war 
für den nächsten Schritt die Britische Zone an der 
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Reihe, damit Bonn.2 Auch Bonn hatte im Krieg viel 
erlitten, die Stadt war zu  70 % zerstört, doch wa-
ren u. a. die Pädagogische Akademie am Rheinufer, 
in denen nach der Feierstunde im Museum Koenig 
die eigentlichen Beratungen begannen, und eben das 

2  Vgl. Wolfgang Benz, Die Gründung der Bundesrepu-
blik. von der Bizone zum souveränen Staat (Deutsche Ge-
schichte der neuesten Zeit), 5. A. München 1999 S. 118 
– 130;  Karlheinz Niclauß, Der Weg zum Grundgesetz: De-
mokratiegründung in Westdeutschland 1945-1949 (Uni-
Taschenbücher 2058) Paderborn etc. 1998 S. 110- 136.
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Museum verschont geblieben.3 Im Mai 1949 wurde 
Bonn dann bekanntlich zum „vorläu  gen Sitz der 
Bundesorgane“ gewählt. Als „vorläu  g“ war das al-
les gedacht und hielt und hält länger als jede andere 
Verfassung, die sich die Deutschen gaben. Ein Ort 
des Anfanges all´ dessen ist das Museum Koenig; es 
ist Teil des „Weges der Demokratie“, der zu zeitge-
schichtlichen Orten im ehemaligen Regierungsviertel 
Bonns führt, und eine Tafel vor dem Gebäude weist 
auf die Bedeutung des Museums für unsere politische 
und eben Rechtsgeschichte hin.
3  Andreas Denk/Ingeborg Flagge, Architekturführer 
Bonn, Berlin 1997 S. 82
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